
Kleine Anfrage

Doppelbesteuerungsabkommen Österreich - Liechtenstein

Frage von Landtagsabgeordneter Daniel Seger

Antwort von Regierungschef Daniel Risch

Frage vom 15. Mai 2024
Der österreichische Bundesminister für Finanzen beantragte am 30. August 2023 zur Geschäftszahl 

BMF2023-0.442.656, dass die Bundesregierung dem Bundespräsidenten vorschlage, den Sektionschef, die 

Abteilungsleiterin oder stellvertretende Abteilungsleiterin im Bundesministerium für Finanzen zu 

bevollmächtigen, Verhandlungen über ein Protokoll zur Änderung des Doppelbesteuerungsabkommens 

zwischen Österreich und Liechtenstein zu führen. Begründet wurde dieser Antrag zusammengefasst damit, dass 

Personen, die in Österreich ansässig sind und ihre selbständige Tätigkeit in Liechtenstein ausüben oder im 

öffentlichen Dienst Liechtensteins arbeiten, der Besteuerung in Liechtenstein unterliegen, wobei Österreich diese 

Einkünfte unter Progressionsvorbehalt befreie. Das niedrige Steuerniveau in Liechtenstein trage zu 

Verwerfungen am österreichischen Arbeitsmarkt bei und verstärke den Fachkräftemangel in der Region, 

insbesondere auch im Bildungswesen, aber auch in den freien Berufen. Im Rahmen der Verhandlungen solle 

das Doppelbesteuerungsabkommen dahingehend abgeändert werden, dass für selbständig Tätige und im 

öffentlichen Dienst Beschäftig

* Hat die Regierung Kenntnis von den österreichischen Änderungswünschen?

* Welche Konsequenzen im Bereich Fachkräfte sieht die Regierung für das Land Liechtenstein, wenn das 

DBA entsprechend abgeändert wird?

* In welchen Bereichen bestehen die grössten Risiken, dass sich der Fachkräftemangel in Liechtenstein 

verstärkt, wenn das DBA entsprechend abgeändert wird?

* Mit welchen anderen Staaten hat Österreich entsprechende Regelungen, wie sie vom Bundesminister für 

Finanzen beantragt werden und mit Liechtenstein vereinbart werden sollen?

* Wie gedenkt Liechtenstein den damit zusammenhängenden Problemen zu begegnen?

Antwort vom 17. Mai 2024
zu Frage 1:

Der Regierung sind die Änderungswünsche bekannt. 
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zu Frage 2:

Die Regierung setzt sich dafür ein, dass das Abkommen nicht angepasst wird. Die Konsequenzen sind nur 

schwer abschätzbar.

zu Frage 3:

Insbesondere für den öffentlichen Sektor wären die Herausforderungen gross.

zu Frage 4:

Österreich hat rund 90 DBA, einschliesslich den acht DBA mit seinen Nachbarstaaten. In Bezug auf die sieben 

anderen Nachbarstaaten (ausgenommen Liechtenstein) sieht nur das DBA Österreich-Italien die 

Anrechnungsmethode betreffend Einkünfte aus selbständigen freiberuflichen Tätigkeiten vor. Betreffend Löhne 

aus dem öffentlichen Dienst sieht nur das DBA Österreich-Schweiz die Anrechnungsmethode vor, und im 

Verhältnis zu Deutschland wurde jüngst eine Art Grenzgängerregelung vereinbart, die ein geteiltes 

Besteuerungsrecht ab einem gewissen Schwellenwert vorsieht.

zu Frage 5:

Siehe Antwort zu Frage 2.
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